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Stellungnahme der Saarländische Armutskonferenz (SAK) e.V. zu dem 

Gesetzentwurf der Regierung des Saarlandes betr. Saarländisches 

Wohnraumförderungsgesetz (vgl. Drucksache 17/865) 

 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender  Alwin Theobald, 

im Rahmen des Beteiligungsverfahrens zum obigen Gesetz hat die Saarländische Ar-

mutskonferenz (SAK) e.V. eine Stellungnahme verfasst.  

Das Gesetz sollte im Sinne der Behindertenrechtskonvention (BRK) möglichst 

bürokratiearm im Rahmen der Sozialen Teilhabe aufgebaut werden. Bereits jetzt müssen 

Menschen mit Armutserfahrung, wie die Saarländische Armutskonferenz bereits 

mehrfach aufgezeigt hat, an vielfältigen Stellen diverse Anträge stellen sowie notwendige 

Bescheidungen an diversen Stellen parallel einreichen. Ein zusätzlicher Aufbau von 

Bürokratie sollte vermieden werden.  

 

Die Haltung der BRK und Sozialen Teilhabe muss des Weiteren den Rahmen des 

Handelns in Bezug zu Einkommensgrenzen bilden. Es muss daher hinterfragt werden, 

ob die aktuellen Einkommensgrenzen dieser Haltung entsprechen.  

Vorsitzender 
Michael Leinenbach 
– Johannes-Foyer –  
Ursulinenstraße 67  
66111 Saarbrücken   
 
0176 – 22993243  
 
Mail: michael.leinenbach@sak-ev.de 
Web: https://sak-ev.de/ 
 

 
 

 

An den 
Saarländischen Landtag 
 
Ausschuss für Inneres, Bauen und Sport 
z.Hd. Herrn Vorsitzenden Alwin Theobald 
 
Franz-Josef-Röder-Straße 7 
66119 Saarbrücken 

Saarbrücken, den 02.06.2024 
 
 



 
 

 
Sitz des Vereins 
 
Ursulinenstraße 67  
66111 Saarbrücken 
 
Eingetragen beim  
Amtsgericht Saarbrücken 

 
Vorstand  
 
Michael Leinenbach (Vorsitzender) 
Christoph Jacob (stellv. Vorsitzender) 

 
Bankverbindung / Spendenkonto 
 
Saarländische Armutskonferenz e.V. 
IBAN: DE63 59050101 0016571531 
BIC / SWIFT: SAKSDE55XXX 
 
Sparkasse Saarbrücken 

 

 

 

Zugänge zu den Leistungen dieses Gesetzes sollten niedrigschwellig ermöglicht werden.  

Grundsätzlich sollte das Gesetz entsprechend der BRK (Sozialen Teilhabe) 

bürokratiearm und auf die Menschen mit Armutserfahrung ausgerichtet sein.  

 

Grundsatz / Haltung  des Gesetzes muss „Wohnen ist ein 

Menschenrecht“ sein 

Ein wichtiger inne liegender Grundsatz eines Wohnraumförderungsgesetzes ist die 

Sicherstellung von ausreichend bezahlbarem Wohnraum, derer der Bürgerinnen und 

Bürger zur Sicherung einer menschenwürdigen Existenz unumgänglich bedarf.  

Ein Wohnraumförderungsgesetz sollte verschiedene Aspekte berücksichtigen um soziale 

Teilhabe zu fördern. Die Aspekte können durch Implementierung in ein 

Wohnraumförderungsgesetz, die soziale Teilhabe verbessern und ein inklusives, 

vielfältiges und lebenswertes Wohnumfeld schaffen. Das Gesetz sollte dies inhaltlich und 

begrifflich als zentrales Element in dem Gesetz zum Ausdruck bringen. 

 

Inhaltliche Kommentierung zur Gesetzesvorlage 

Inhaltliche und begriffliche Formulierungen sind in diesem Zusammenhang in dem 

Gesetzentwurf nicht benannt. Eine formulierte inhaltliche Präambel des zuständigen 

Ministeriums würde den Basiskonsens des Gesetzes unterstreichen.  

 

Bedarfsorientierung 

Das Gesetz sollte sich an den aktuellen und zukünftigen Wohnraumbedarf anpassen und 

vulnerable Zielgruppen berücksichtigen sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 

prekären ökonomischen Arbeitsverhältnissen (Minijob- und Niedriglohnsektoren,) den 

Zugang zu angemessenem Wohnraum sichern. Der Zugang zu angemessenem 

Wohnraum sollte insbesondere neben dem Instrument der Förderung von 

einkommensschwachen Zielgruppen auch ein Merkmal des Zugangs zu Wohnraum  
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beinhalten, welche die besonderen Lebensverhältnisse, z.B. wohnungsloser und 

obdachloser Menschen, Menschen mit Behinderungen, älterer Menschen und anderer 

vulnerable Gruppen beinhalten. 

 

Inhaltliche Kommentierung zur Gesetzesvorlage 

Die SAK begrüßt die Formulierung der Zielgruppen, insbesondere die Berücksichtigung 

„von Familien und anderen Haushalten mit Kindern, Menschen mit Behinderungen oder 

Pflegegrad, ältere Menschen, Wohnungslose und Studierende“ (§2). Der Bedarf an 

barrierefreien Wohnungen sollte in dem Gesetz ausreichend Rechnung getragen werden.  

Die SAK merkt an, das folgende Formulierung, in der Begründung der Gesetzesvorlage, 

„Zur Bewältigung der besonderen Wohnraumbedürfnisse von hilfebedürftigen Menschen 

wie z.B. Wohnungslosen sowie insbesondere zur Berücksichtigung des demografischen 

Wandels werden flexible Gestaltungsmöglichkeiten für Förderprogramme und für den 

konkreten Einzelfall geschaffen“ (Begründung, Allgemeines:21) umfänglich und inhaltlich, 

als Norm benannt, in das Gesetz mit aufgenommen werden sollte.  

Die Kriterien für den Zugang zu geförderten Wohnungen in §2 sind primär an die 

Einkommensgrenzen der Zielgruppe geknüpft. Hierzu merkt die SAK an, dass in §9 die 

Einkommensgrenzen für den Bezug von geförderten Mietwohnraum als zu niedrig 

angesehen werden. Die Zeiträume der Anpassung der Einkommensgrenzen, welche in 

§2 Nr. 5 benannt sind, werden den sozialen und wirtschaftlichen Verhältnissen der 

Zielgruppe und den gesellschaftlichen Veränderungen nicht gerecht. Die SAK merkt an, 

dass eine Regionale Differenzierung der Einkommensgrenzen hinsichtlich der 

landesspezifischen Besonderheiten gerechter werden kann. Darüber hinaus sollten die 

Einkommensgrenzen in kurzen Zeiträumen sowie dynamische 

Anpassungsmechanismen den Markbedingungen angepasst werden können.  

Sowie folgend, inhaltlich in der Begründung zu §2 des Gesetzentwurfes zitiert ist, 

„Kriterium hierfür ist insbesondere die Einkommenssituation; berücksichtigt werden aber 

auch die Zugangsprobleme bestimmter Bevölkerungsgruppen“, sollte dieser Satz als 

Norm in dem Gesetz (§2) so auch umfänglich und inhaltlich ergänzt sich wiederfinden.  
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Förderung von Sozialem und bezahlbarem Wohnraum 

Die Maßnahmen sollten die Schaffung (Neubau) und Erhaltung (Bestand) von sozialem 

und bezahlbarem Wohnraum umfassen um Wohnungsknappheit und steigenden Mieten 

entgegen zu wirken. Die Bereitstellung von vergünstigtem öffentlichen Bauland kann den 

sozialen Wohnungsbau fördern. Die Vergabe von (vergünstigtem) öffentlichem Bauland 

an landeseigene und kommunale Wohnungsunternehmen ist eine nachhaltige und 

soziale Strategie in diesem Zusammenhang.  Die Festlegung der Quoten für den sozialen 

Wohnungsbau sollten erhöht werden um das Angebot an ausreichend Sozialwohnungen 

mittel bis langfristig, insbesondere in öffentlicher Hand wiederherzustellen. Der 

Gesetzgeber sollte Strategien und Maßnahmen proaktiv mit potenziellen 

Wohnungsgeberinnen und –Geber sowie insbesondere landeseigene und kommunale 

Wohnungsgesellschaften miteinbinden.  

 

Inhaltliche Kommentierung zur Gesetzesvorlage 

Die SAK merkt an, dass eine stärkere Einbindung der öffentlichen 

Wohnungsbaugesellschaften in dem Gesetzentwurf mehr Beachtung finden sollte (vgl. 

Begründung zu §6). Der Aufbau des Bestands an Sozialwohnungen, in öffentlicher Hand, 

sollte originär verfolgt werden und in dem Gesetz inhaltlich benannt sein. Verbindliche 

Sozialquoten sind in dem Gesetzentwurf nicht hinreichend formuliert. 

Die SAK begrüßt, sowie in § 23 benannt, die Förderung von besonderen Wohnformen. 

Die SAK merkt an, dass der Personenkreis wohnungsloser und obdachloser Menschen 

in diesem Zusammenhang als Zielgruppe benannt werden sollte.  

Die SAK merkt an, dass gegenwärtig mehr Sozialwohnungen aus der Bindung fallen als 

neue hinzukommen. Dieses Problem ist komplex und erfordert verschiedene 

Herangehensweisen. In diesem Zusammenhang sollte eine Verlängerung der 

Bindungsfristen in dem Gesetz mitaufgenommen werden und auf 50 Jahre skaliert sein.  

In diesem Zusammenhang, wird nochmals auf die Einsetzung eines Instruments der 

regionalisierten Wohnraumbeobachtung hingewiesen. Die regionalisierte 

Wohnraumbeobachtung sollte unvermittelt ungesetzt werden. Viele saarländische  
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Gemeinden befassen sich aktuell mit der Erstellung eines sog. Leerstandskataster. Hier 

bietet sich die Chance durch Förderung oder sonstige geeignete Maßnahmen (u.U. 

Enteignung) Wohnraum zu schaffen und diesen an Wohnungssuchende gemäß dem 

Gesetz zuzuweisen.  

 

Städtebauliche Integration 

Die Förderung sollte zur städtebaulichen Entwicklung beitragen und eine Integration von 

Wohnraum in (bestehende) Infrastrukturen sowie den sozialen Strukturen unterstützen. 

 

Inhaltliche Kommentierung zur Gesetzesvorlage 

In den Fördergrundsätzen benannt (vgl. §6 Nr. 9). Jedoch fehlt es in dem hier 

vorliegenden Gesetzentwurf an weiteren Orientierungen, wie dies umgesetzt und 

gefördert werden soll.  

 

Segregation 

Soziale Durchmischung sollte ein Ziel des Gesetzes sein insbesondere um Segregation 

zu vermeiden.  

 

Inhaltliche Kommentierung zur Gesetzesvorlage 

In den Fördergrundsätzen benannt (vgl. §6 Nr. 3). Jedoch fehlt es in dem hier 

vorliegenden Gesetzentwurf an weiteren Orientierungen, wie dies umgesetzt und 

gefördert werden soll.  

 

Flexibilität und Anpassungsfähigkeit 

Mittel-, und langfristige Maßnahmen benötigen Flexibilität und Anpassungsfähigkeit, um 

auf sich ändernde gesellschaftliche und wirtschaftliche Rahmenbedingungen reagieren 

zu können. Das Gesetz sollte flexibel darauf ausgerichtet sein insbesondere um einer 

weiteren (zukünftigen) Verknappung von Wohnraum entgegen zu wirken. Dies setzt eine 
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regelmäßig erhobene und valide Datenlage zu der Thematik voraus um zeitnah 

Anpassungen vorzunehmen zu können.  

 

Inhaltliche Kommentierung zur Gesetzesvorlage 

Das Ministerium benennt zum Januar 2026 sowie bis zum 31 Januar eines jeden 

darauffolgenden Jahres die Zahl der aufgrund dieses Gesetzes geförderten 

Wohneinheiten. In Anbetracht des ausgesprochenen Ziels der Landesregierung 5000 

Sozialwohnungen bis 2027 vorzuhalten bedarf es eventuell voriger Anpassungen um 

dieses Ziel zu erreichen. Die SAK merkt an, dass ein Bericht, bereits zum 31. Januar 

2025, zu den benannten Merkmalen des Ministeriums, hierzu vorliegen sollte.  

 

Transparenz und Zugänglichkeit 

Die Förderprogramme und Maßnahmen sollten transparent gestaltet und für die 

potenzielle Zielgruppe leicht zugänglich sein. Wünschenswert ist ein proaktives 

Beratungsangebot für die benannte Zielgruppe in dem Gesetz mitaufzunehmen z.B. bei 

Behörden und Sozialleistungsträgern. Die Verwaltungsinternen Regelungen sollten 

dahingegen angepasst sein.  

 

Inhaltliche Kommentierung zur Gesetzesvorlage 

Die SAK merkt an, dass Maßnahmen für einen niedrigschwelligen Zugang zu 

Sozialwohnungen, in dem Gesetz keine Beachtung finden. Eine Benennung eines 

proaktiven Angebots für Wohnungssuchende z.B. bei der Einkommensermittlung bei 

Sozialleistungsträgern, könne ein solches Instrument darstellen. Die Merkmale 

Transparenz und Zugänglichkeit findet in den Fördergrundsätzen keine Erwähnung (vgl. 

§6).  

Die SAK begrüßt, sowie in den Fördergrundsätzen folgend benannt, „[…] und mit der 

gesundheitlichen Versorgung in Zusammenhang stehenden Wohnformen“, die 

Einführung des Begriffes Gesundheit in der Thematik. Prekäre Wohnverhältnisse, 

Wohnungslosigkeit und Obdachlosigkeit verschlechtern die Gesundheit nachweislich. 
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Jedoch ist nicht eindeutig und transparent benannt, wie dies zukünftig in 

Förderprogrammen und Maßnahmen inhaltlich und begrifflich sich wiederfindet.  

 

Effiziente Verwaltung und Finanzierung 

Die Verwaltungsprozesse von Gesetzen sollten effizient und unbürokratisch sein. 

Finanzielle Kapazitäten (Bund und Land) sollten umfänglich genutzt werden um dem 

eigentlichen Ziel des Gesetzes gerecht zu werden. Insbesondere bei der Durchführung 

von Förderprogrammen im Bezug zu dem Subventionsrecht sollten bei der 

zivilrechtlichen Leistung, die Kosten angemessen bewertet und transparent dargestellt 

sein. Die Finanzierung sollte solide und nachhaltig gestaltet sein. 

 

Inhaltliche Kommentierung zur Gesetzesvorlage 

Die SAK merkt an, dass eine rechtliche Öffnung der Regelung des §44 Absatz 3 der 

Haushaltsordnung des Saarlandes, „die auf die Weitergabe oder die Gewährung von 

Zuwendungen beschränkt ist“ (Begründung zu §3 Nr. 3) als kritisch gesehen wird. 

Originär sollten weitere Verwaltungsaufgaben, die in dem Zusammenhang mit der 

sozialen Wohnraumförderung stehen, Aufgabe der Landesverwaltungen sein.  Eine 

handlungsfähige Personalisierung in der Landesverwaltung sollte dementsprechend 

sichergestellt sein.  

Die SAK merkt an, dass der Mittelabruf der freien Bundesmittel für den Sozialen 

Wohnungsbau vollumfänglich getätigt werden sollte. 

 

Grundsätzlich sollte das Gesetz entsprechend der BRK (Sozialen Teilhabe) 

bürokratiearm und auf die Menschen mit Armutserfahrung ausgerichtet sein.  

 

 
(Michael Leinenbach) 
 1. Vorsitzender 


